NETZWERKPROTOKOLL ZUR
DURCHFÜHRUNG DER MAßNAHME 
MIT DEN SCHULEN
(Titel) “ ________________”

* * *

________________, mit Sitz in ______________, Steuernummer ______________ und MwSt.-Nr. _______________, eingeschrieben im Handelsregister ______________ unter der Nr. _______________ oder im Einheitsregister des Dritten Sektors (RUNTS), in Person des gesetzlichen Vertreters p.t. ____________, Steuernummer  ____________ als;

und
Die ________________, mit Sitz in ______________, Steuernummer ______________ und MwSt-Nummer _______________, eingetragen im Register ______________ unter der Nr. _______________, in der Person des gesetzlichen Vertreters p.t. ____________, Steuernummer ____________;

vorausgeschickt
· dass die Autonome Provinz Bozen in Umsetzung des ESF+ Programms 2021-2027 am___________ den öffentlichen Aufruf _____________________ veröffentlicht hat;
· dass ________________ [Antragsteller] beabsichtigt, im Rahmen des obengenannten Aufrufs das Projekt ________________ einzureichen;
· dass ________________ [Partner], nachdem er den Inhalt und die Struktur des oben genannten Projekts ________________ zur Kenntnis genommen hat, dieses für seine eigenen institutionellen Zwecke als strategisch relevant erachtet und daher beabsichtigt, den Antragsteller ________________ bei seiner Umsetzung zu unterstützen;
· dass es daher die Absicht der unterzeichnenden Rechtssubjekte dieser Partnerschaftsvereinigung ist, aktiv an der Gestaltung und Durchführung des Projekts ________________ mitzuwirken;

all dies vorausgeschickt und in Anbetracht dessen, vereinbaren die Parteien die folgende Zuständigkeitsverteilung:

	Rechtssubjekte
	Rollen / Aufgaben / Tätigkeiten / Delegierungen / Methoden der Zusammenarbeit

	Der Partner ________________
	verpflichtet sich:
· als indirekter Empfänger aktiv an der Durchführung des Projekts _______________zu beteiligen;
· zusammen mit dem Begünstigten eine rechtzeitige und kohärente Bedarfsanalyse durchzuführen;
· gemeinsam mit dem Begünstigten die Ziele, Inhalte, Tätigkeiten und Ergebnisse der Maßnahme entsprechend der durchgeführten Bedarfsanalyse festzulegen;
· die im Rahmen des Projekts vorgesehenen Tätigkeiten, die Verpflichtungen des Begünstigten bzgl. Programmdurchführung und Monitoring zu unterstützen;
· die Teilnehmer bzw. Teilnehmerinnen (in unterschiedlicher Weise) zu identifizieren und zu erklären, dass sie die Teilnahmebedingungen erfüllen;
· dem Begünstigten korrekte und vollständige Daten über die TeilnehmerInnen zu liefern;
· je nach Verfügbarkeit Unterrichtsräume/Werkstätten für die Durchführung der zwischen der Bildungseinrichtung und dem Projektbegünstigten vereinbarten Tätigkeiten zur Verfügung zu stellen;
· die Zusammenarbeit zwischen dem externen Personal des Projektbegünstigten und dem Schulpersonal (u.a. Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen für Integration und Integrationslehrpersonen, Schulsozialpädagogen und Schulsozialpädagoginnen und Fachlehrpersonen) zu fördern, um die Unterstützung bei den Tätigkeiten — insbesondere für Personen mit eingeschränkter Selbstständigkeit — zu optimieren;
· die Vor-Ort-Kontrollen durch Beamte des ESF-Amtes zu erleichtern;
· dafür sorgen, dass das Vorhandensein der Maßnahme in seinen Bildungsrichtungen allen MitarbeiterInnen bekannt ist;
· die Eltern und Schüler und das gesamte Schulpersonal über das Projekt und seine Finanzierung durch den Europäischen Sozialfonds Plus zu informieren;
· die Umsetzung und Kontinuität der Maßnahme zu unterstützen;
· die Erfüllung der Informations- und Kommunikationspflichten, durch den Begünstigten, innerhalb der eigenen Bildungseinrichtungen zu erleichtern;
· mit dem Begünstigten bei dem Monitoring der Tätigkeiten und der Ergebnisse zusammenzuarbeiten und gegebenenfalls einzugreifen, um erstere während der Durchführung zu überarbeiten;
· dem ESF-Amt jegliches Verhalten des Antragstellers, das nicht mit seinen Verpflichtungen und dem Projektvorschlag übereinstimmt, sowie jegliche Unstimmigkeiten und Mängel bei der Durchführung des Projekts zu melden;
· im Falle eines Verzichts, dem Antragsteller und dem ESF-Amt einen Beschluss des Lehrerkollegiums und des Schulrats vorzulegen, in dem der Verzicht auf das Projekt begründet und formalisiert wird.

	Der Antragsteller
________________
	verpflichtet sich, neben der Erfüllung der mit der Genehmigung des Antrags verbundenen Verpflichtungen:
· gemeinsam mit dem Partner die Ziele, Inhalte, Tätigkeiten und Ergebnisse der Maßnahme entsprechend der durchgeführten Bedarfsanalyse festzulegen; 
· gemeinsam mit dem Partner die organisatorischen Modalitäten und die Instrumente zur Steuerung und laufenden Überwachung der verschiedenen Umsetzungsphasen, für die Zwischen- und Endbewertung sowie für die Messung der kurzfristig und mittelfristig erzielten Ergebnisse mit dem Partner zu definieren;
· mit dem Schulpersonal (u.a. Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen für Integration und Integrationslehrpersonen, Schulsozialpädagogen und Schulsozialpädagoginnen und Fachlehrpersonen) zusammenzuarbeiten, um die Unterstützung bei den Tätigkeiten — insbesondere für Personen mit eingeschränkter Selbstständigkeit — zu optimieren;
· alle erforderlichen Informationen auf Anfrage des Partners zur Aufnahme in den individuellen Bildungsplan bereitzustellen;
· das Projekt in der genehmigten Form durchzuführen und die Modalitäten und den Zeitplan für seine Durchführung in Absprache mit den Partnern festzulegen;
· die Partner kontinuierlich über den Fortschritt der Tätigkeiten zu informieren;
· eine regelmäßige Überprüfung der Projekttätigkeiten in Absprache mit den Partnern zu gewährleisten, im Hinblick auf eine eventuelle Überarbeitung und Neuausrichtung der Tätigkeiten;
· die für die Einrichtungen des Partners festgelegten Verfahren, die Zugangs- und Verhaltensregeln einzuhalten.





Ort und Datum, __________________

Unterschrift des gesetzlichen Vertreters Partner

_________________________________

Unterschrift des gesetzlichen Vertreters des Antragstellers

_________________________________

[bookmark: _Hlk122012532][bookmark: _Hlk125624180]Anweisungen für die Unterschrift: 
Die Partnerschaftsvereinbarung muss auf eine der folgenden Arten unterzeichnet werden:
· durch handschriftliche Unterschrift (per Hand) unter Beifügung einer Kopie des Personalausweises des Teilnehmers; Bilder auf der Signaturdatei sind nicht zulässig.
· durch digitale Unterschrift.
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